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Preußiſche Geſetzzammlung 
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Inhalt: Ausführungsgeſetz zur Maß- und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908, S. 129. — 
Staatsvertrag zwiſchen dem Königreiche Preußen und dem Fürſtentume Schaumburg »Lippe zur 
Abänderung der am 20. Oktober 1872, 27. April 1874 und 23./25. Mai 1907 unterzeichneten Ver» 
träge wegen Übertragung der Leitung der Grundſtückszuſammenlegungen, Gemeinheitsteilungen und 
Ablöſungen auf die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden, S. 130. — Bekannt- 
machung, betreffend die Ratifikation des zwiſchen Preußen und Schaumburg-Lippe am 28. März 
1912 vereinbarten Staatsvertrags zur Abänderung der am 20. Oktober 1872, 27. April 1874 und 
23./25. Mai 1907 unterzeichneten Verträge wegen Übertragung der Leitung der Grundſtückszuſammen⸗ 
legungen, Gemeinheitsteilungen und Ablöſungen auf die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs, 
behörden, S. 184, — Erläuterung des Königlichen Staatsminiſteriums zu $ 4 der Ausführungs- 
beſtimmungen zu den Vorſchriften über die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 24. September 1910, 
©. 135. 


(Nr. 11210.) Ausführungsgeſetz zur Maß- und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908 (Reichs- 
Geſetzbl. S. 349). Vom 3. Juni 1912. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


Sal: 
Das Geſetz vom 26. November 1869 Geſetzzamml. S. 1165) wird 
aufgehoben. 
vo 


Die Aufſichtsbehörden (S 17 der Maß- und Gewichtsordnung) find Vor⸗ 
geſetzte im Sinne des § 19 Abſ. 3 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen 
der nicht richterlichen Beamten uſw., vom 21. Juli 1852 GGeſetzſamml. S. 465). 
Die mit der höheren Dienſtaufſicht betrauten Behörden haben die im $ 19 
Abſ. 5 und im $ 23 dieſes Geſetzes ſowie die im § 6 der Allerhöchiten Ver 
ordnung über die Feſtſetzung und den Erſatz der bei Kaſſen uſw. vorkommenden 
Defekte vom 24. Januar 1844 (Geſetzzamml. S. 52) bezeichneten Befugniſſe. 


§ 3. 
Werden zum Zwecke der Nacheichung öffentliche Eichtage außerhalb der 
ſtändigen Amtsſtelle von der zuſtändigen Behörde angeordnet, fo haben die Ge- 
meinden: 
Gefekfammlung 1912. (Nr. 1121011213. 28 
Ausgegeben zu Berlin den 20. Juni 1912. 
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1. die Zeit, zu der für ihren Bezirk Eichtage abgehalten werden, orts⸗ 
üblich bekannt zu machen; 
2. geeignete Räumlichkeiten bereit zu ſtellen; 
3. auf Erſuchen der Eichungs⸗Aufſichtsbehörde die Erhebung der Cto: 
gebühren und anderer Gefälle gegen eine Vergütung von drei vom 
Hundert der eingezogenen Beträge zu bewirken und die Beträge an die 
Eichamtskaſſe abzuliefern. 
Die Gemeindevorſteher haben auch im übrigen die Eichbeamten bei der 
Abhaltung der im Abſ. 1 bezeichneten öffentlichen Eichtage zu unterſtützen. 
Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen den Gemeinden obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen ſind auch von den Gutsbezirken zu erfüllen. 5 


: § 4. 

Die Beamten der Polizei find befugt, die dem eichpflichtigen Verkehre 
(SS 6 bis 9 und § 13 der Maß⸗ und Gewichtsordnung) dienenden Räumlich⸗ 
keiten während der üblichen Geſchäftsſtunden zu betreten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. = 


Gegeben Neues Palais, den 3. Juni 1912. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. 


(Nr. 11211.) Staatsvertrag zwiſchen dem Königreiche Preußen und dem Fürſtentume 
Schaumburg-Lippe zur Abänderung der am 20. Oktober 1872, 27. April 1874 
und 23.25. Mai 1907 unterzeichneten Verträge wegen Übertragung der 
Leitung der Grundſtückszuſammenlegungen, Gemeinheitsteilungen und Ab⸗ 
löſungen auf die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden. Vom 
28. März 1912. 


Nachden für wünſchenswert erachtet worden iſt, die Verträge abzuändern, die 
zwiſchen Preußen und Schaumburg⸗Lippe über die Bearbeitung von Auseinander⸗ 
ſetzungsgeſchäften im Fürſtentume Schaumburg⸗Lippe durch Königlich Preußiſche 
Auseinanderſetzungsbehörden am 20. Oktober 1872, 27. April 1874 und 
23./25. Mai 1907 unterzeichnet worden find, haben die zur Vereinbarung der 
dieſerhalb erforderlichen Beſtimmungen beſtellten Kommiſſare, nämlich 


= ae 
für das Königreih Preußen: 
der Geheime Oberregierungsrat Julius Welker, 


der Geheime Legationsrat Dr. Paul Eckardt und 
der Regierungsrat Dr. Hans Meydenbauer, 


für das Fürſtentum Schaumburg-Lippe: 
der Staatsrat Gotthard von Campe, 
folgenden Vertrag abgeſchloſſen: 


Artikel 1. 
E Die Leitung der Grundſtückszuſammenlegungen und der Gemeinheits⸗ 
teilungen, einſchließlich der Entſcheidung der dabei vorkommenden Streitigkeiten, 
ſoll in dem Fürſtentume Schaumburg⸗Lippe durch die für die umliegenden 
preußiſchen Landesteile dazu berufenen Königlich Preußiſchen Behörden, zur Zeit 
die Königliche Generalkommiſſion in Münſter und das Oberlandeskulturgericht in 
Berlin, ſowie in den dazu geeigneten Fällen durch das Reichsgericht in Leipzig 
erfolgen. 3 
Artikel 2. 

Die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden follen in den im 
Artikel 1 bezeichneten Geſchäften dieſelben Befugniſſe haben, welche ihnen in ähn⸗ 
lichen preußiſchen Angelegenheiten eingeräumt ſind. : 

In Anſehung der Aufficht und der Diſziplin gelten für die im Artikel 1 
bezeichneten Königlich Preußiſchen Behörden und deren Beamte ausſchließlich die 
preußiſchen Geſetze und Verordnungen. 


Artikel 3. 

Die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden haben dem Fürſt⸗ 
lichen Miniſterium auf Verlangen über die Lage der einzelnen Angelegenheiten 
jederzeit Auskunft zu geben. : 

Soweit durch die Grundſtückszuſammenlegungen und die Gemeinheits⸗ 
teilungen landespolizeiliche Intereſſen oder Intereſſen der Gemeinden betroffen 
werden, haben ſich die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden mit 
den zuftändigen Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen Verwaltungsbehörden, erforder⸗ 
lichenfalls mit dem Fürſtlichen Miniſterium, unmittelbar ins Einvernehmen 
u ſetzen. 

: tara, die das Fürſtliche Miniſterium zur Wahrung der vorbezeich⸗ 
neten Intereſſen für erforderlich erachtet, werden durch Vermittelung des König⸗ 
lich Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erteilt. 


Artikel 4. 
Dem Verfahren und den Entſcheidungen ſollen die im Fürſtentume 
Schaumburg⸗Lippe geltenden Geſetze und Verordnungen zugrunde gelegt werden. 
23* 
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Etwa beabfichtigte Anderungen dieſer Geſetzgebung find vor der Vorlage des 
Geſetzentwurfs an den Landtag des Fürſtentums Schaumburg-Lippe mit der 
Generalkommiſſion in Münſter in ihren Grundzügen zu vereinbaren. Die 
richterlichen Entſcheidungen der Königlich Preußiſchen Behörden ergehen unter 
der Formel: 
In Gemäßheit des zwiſchen Seiner Majeſtät dem Könige von 
Preußen und Seiner Durchlaucht dem Fürſten zu Schaumburg-Lippe 
abgeſchloſſenen Staatsvertrags vom 28. März 1912. 


Artikel 5. 


Das Fürſtentum Schaumburg⸗Lippe gewährt für die dem Preußiſchen 
Staate aus der Erfüllung dieſes Vertrags entſtehenden Koſten eine einmalige 
Pauſchvergütung von 50 (fünfzig) Mark für jedes Hektar der in Bearbeitung 
genommenen Fläche. Bei der ohne gleichzeitige Zuſammenlegung der belaſteten 
Grundſtücke erfolgenden Hutablöſung werden jedoch durch die Generalkommiſſion 
Pauſchſätze nach Maßgabe der für Nebengeſchäfte der Auseinanderſetzungsbehörden 
im Königreiche Preußen geltenden Koſtenvorſchriften bemeſſen und von dem 
Fürſtlichen Miniſterium bei Beendigung des Verfahrens eingezogen. 

Die nach Abſ. 1 zu zahlende Pauſchvergütung iſt, vorbehaltlich endgültiger 
Regelung nach Schluß des Verfahrens, vorſchußweiſe in gleichen, nach der vor- 
ausſichtlichen Dauer des Verfahrens bemeſſenen Jahresbeträgen abzuführen. Die vor⸗ 
ausſichtliche Dauer des Verfahrens wird bei deſſen Beginne von der nach Artikel 1 
mit ſeiner Leitung betrauten Königlich Preußiſchen Generalkommiſſion angegeben. 

In welchem Umfange die Beteiligten dieſe Pauſchvergütung der Fürſtlichen 
Staatskaſſe zu erſetzen haben, bleibt der Beſtimmung der Fürſtlichen Regierung 
vorbehalten. 

Artikel 6. 


Durch den Pauſchſatz von 50 Mark (Artikel 5) gelten diejenigen Koſten 
als erſetzt, welche nach $ 2 des preußiſchen Geſetzes über das Koſtenweſen in 
Auseinanderſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 395) 
zu den allgemeinen Regulierungskoſten gehören, insbeſondere ſämtliche Auslagen 
der preußiſchen Behörden, darunter auch die Ausgaben für Zeugen und Sad: 
verſtändige mit Einſchluß der Abſchätzer (Boniteure). 

Andere bei der Durchführung des Verfahrens den preußiſchen Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörden entſtehende Koſten (SS 4, 5 des oben angeführten Geſetzes vom 
24. Juni 1875) ſind von den Beteiligten der preußiſchen Staatskaſſe zu erſtatten. 


Artikel 7. 


Auf die Berechnung der Entſchädigung der Sachverſtändigen und Zeugen 
ſowie auf die Berechnung derjenigen beſonderen Koſten, welche in einer unter Artikel 1 
fallenden Sache den Beteiligten zur Laſt liegen, finden die preußiſchen Vorſchriften 
über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen Anwendung. 
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Die nach Artikel 1 zuſtändige Königlich Preußiſche Generalkommiſſion iſt 
befugt, die im Abs. 1 bezeichneten, den Beteiligten zur Laſt fallenden beſonderen 
Koſten niederzuſchlagen, falls fie nicht beizutreiben find. 

Die niedergeſchlagenen Koſten ſind, ſoweit ſie von Staatsangehörigen des 
Fürſtentums geſchuldet werden und in baren Auslagen beſtehen, von der Fürſt⸗ 
lichen Staatskaſſe der betreffenden preußiſchen Kaſſe zu erſtatten. | 


Artikel 8. 


Die Beſtimmungen der Artikel 5 bis 7 finden auf die am 1. April 1912 
bereits anhängigen Auseinanderſetzungsſachen keine Anwendung. Für dieſe ſind 
vielmehr die im Königreiche Preußen wegen der Koſten in Auseinanderſetzungs⸗ 
ſachen geltenden Vorſchriften auch fernerhin maßgebend. 


Artikel 9. 

Dieſer Vertrag ſoll ratifiziert werden; die Ratifikationsurkunden follen in 
Berlin ausgewechſelt werden. 

Artikel 10, 

Dieſer Vertrag tritt einen Monat nach der Auswechſelung der Matte 
fikationsurkunden in Kraft. 

Mit dieſem Zeitpunkte treten die im Eingange des gegenwärtigen Vertrags 
bezeichneten Verträge außer Kraft. Der auf Grund dieſer Verträge vereinbarte 
Jahresbeitrag der Fürſtlichen Regierung von 750 Mark zu den dem Preußiſchen 
Staate entſtehenden Koſten wird das letzte Mal am Schluſſe des Rechnungsjahrs 
1912 gezahlt. Hierdurch werden zugleich die Koſten abgegolten, die dem Preußiſchen 
Staate aus der Durchführung der im Artikel 8 bezeichneten Auseinanderſetzungs— 
ſachen entſtehen. 

Die Kündigung des gegenwärtigen Vertrags iſt nicht vor dem Ablaufe 
von 15 Jahren zuläffig. Von da ab kann jeder der vertragſchließenden Teile 
nach einjähriger Kündigung zurücktreten. 

Sobald die Kündigung erfolgt iſt, dürfen Anträge auf Grundſtückszu⸗ 
ſammenlegungen und Gemeinheitsteilungen von den Königlich Preußiſchen Aus⸗ 
einanderſetzungsbehörden nicht mehr angenommen werden. Die bereits anhängig 
gewordenen Zuſammenlegungen der Grundſtücke und Gemeinheitsteilungen find | 
nach den Beſtimmungen dieſes Vertrags durch die preußiſchen Behörden zu Ende 
zu führen. 

Artikel II. 


Falls eine Anderung der Organiſation oder Der Zuſtändigkeit der Königlich 
Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden oder im Koſtenweſen eintreten und ſich 
hierdurch eine Anderung von Beſtimmungen dieſes Staatsvertrags oder deſſen 
Ergänzung als nötig erweiſen follte, erfolgt dieſe durch Vereinbarung zwiſchen 
den beiderſeitigen Regierungen. Jedoch kann auf dieſem Wege weder cine Cr- 
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höhung der im Artikel 5 beſtimmten Pauſchvergütung noch eine Beſchränkung 
des Umfanges der Koſten, welche nach Artikel 6 als durch die Pauſchvergütung 
erſetzt zu gelten haben, ſtattfinden. Die Vereinbarung iſt in derſelben Weiſe 
bekannt zu machen wie der Staatsvertrag. 

Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Kommiſſare dieſen Vertrag unter⸗ 
zeichnet und ihr Siegel beigedrückt. 

Berlin, den 28. März 1912. 


(L. S.) Julius Peltzer (L. S.) Gotthard v. Campe. 
(L. S.) Paul Eckardt ; 
(L. S.) Hans Meydenbauer 


a 
(Nr. 11212.) Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation des zwiſchen Preußen und Schaum⸗ 
burg⸗Lippe am 28. März 1912 vereinbarten Staatsvertrags zur Abänderung 
der am 20. Oktober 1872, 27. April 1874 und 23./25. Mai 1907 unter⸗ 
zeichneten Verträge wegen Übertragung der Leitung der Grundſtückszuſammen⸗ 
legungen, Gemeinheitsteilungen und Ablöſungen auf die Königlich Preußiſchen 
Auseinanderſetzungsbehörden. Vom 14. Juni 1912. 


En vorſtehend abgedruckte, am 28. März 1912 zwifchen Preußen und Schaum» 
burg⸗Lippe vereinbarte Staatsvertrag zur Abänderung der am 20. Oktober 1872, 
27. April 1874 und 23./25. Mai 1907 unterzeichneten Verträge wegen Über⸗ 
tragung der Leitung der Grundſtückszuſammenlegungen, Gemeinheitsteilungen und 
Ablöſungen auf die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden iſt ratifiziert 
worden; der Austauſch der Ratifikationsurkunden iſt am 10. Juni 1912 in 
Berlin erfolgt. 
Berlin, den 14. Juni 1912. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 


In Vertretung: 
v. Kiderlen⸗Waechter. 
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(Nr. 11213), Erläuterung des Königlichen Staatsminiſteriums zu § 4 der Ausführungs- 
beſtimmungen zu den Vorſchriften über die Reiſekoſten der Staatsbeamten 
vom 24. September 1910 (Gefesfamml. S. 269). Vom 20. Mai 1912, 


Die im § 4 der Ausführungsbeſtimmungen zu den Vorſchriften über die Reiſe⸗ 
koſten der Staatsbeamten vom 24. September 1910 (Geſetzſamml. S. 269) aus⸗ 
geſprochene Anordnung, daß zur Reiſe, wenn dadurch Mehrkoſten vermieden 
werden können, auch Sonn⸗ und Feiertage zu benutzen ſind, begründet keine 
ausnahmsloſe Verpflichtung, hat vielmehr nur die Bedeutung einer regelmäßig 
zu befolgenden Anweiſung, bei deren Ausführung insbeſondere gebührende Mid: 
ſicht darauf zu nehmen iſt, daß den Beamten die Möglichkeit der Ausübung der 
gottesdienſtlichen Verrichtungen nicht verſchränkt wird. 


Berlin, den 20. Mai 1912. 


Königliches Staatsminiſterium. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
Frhr. v. Schorlemer. Lentze. 
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